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(Lesen Sie weiter auf Seite 10)

Anlass zur Behandlung der Frage, ob 
und wie Entscheidungen des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte in Russland vollstreckt werden, 
war eine Anfrage von Abgeordneten der 
Staatsduma. Sie hatten Zweifel daran 
geäußert, ob sämtliche Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte in Russland zu erfüllen 
seien. Ausgangspunkt für diese Anfrage 
war zweifellos die (zweite) Straßburger 
Entscheidung im Yukos-Verfahren. Darin 
war die Russische Föderation vor etwa 
einem Jahr verpflichtet worden, eine 
Entschädigung in Höhe von knapp 1,9 
Milliarden Euro zu zahlen. Die Russische 
Föderation stufte diese Entscheidung als 
politisch motiviert und unbegründet ein. 
Damit stellte  sich  die  Frage, ob diese 
Gerichtsentscheidung in der Russischen 
Föderation vollstreckt werden kann. Das 
hat die höchste politische Ebene aufge-
schreckt. Das russische Verfassungsge-
richt hat die Anfrage der Parlamentarier 
pflichtgemäß geprüft und am 14. Juli 
2015 seine Entscheidung Nr. 21-P getrof-
fen. Darin nahm es grundsätzlich zum 
Verhältnis der russischen Verfassung zu 
den Urteilen des Europäischen Gerichts-

hofs für Menschenrechte im Konfliktfalle 
Stellung.

Politisch ausgerichtet

Wie zu erwarten war, ist die Position des 
Verfassungsgerichtes politisch ausge-
richtet und entspricht den Tendenzen der 
letzten Monate. In seiner Entscheidung 
weist das Verfassungsgericht zunächst 
darauf hin, dass die Europäische Konven-
tion zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten durch die Ratifikation 
Bestandteil des Rechtssystems der Rus-
sischen Föderation geworden sei. Damit 
sei die Russische Föderation verpflich-
tet, Entscheidungen des Straßburger 
Gerichts zu erfüllen. Danach macht das 
Verfassungsgericht aber einen eleganten 
Schritt und weist darauf hin, dass unge-
achtet der Verbindlichkeit von Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte diese nicht voll-
streckt werden dürften, wenn sie „den 
grundlegenden Verfassungswerten der 
Russischen Föderation widersprechen“. 
Das Verfassungsgericht gibt zudem zu 
erkennen, dass es sich in der Lage sieht 
zu bestimmen, welche Entscheidungen 
aus Straßburg der russischen Verfassung 

Verfassungsgericht gegen
EU-Gerichtshof für Menschenrechte
Rechtsstreit: Russland stuft Straßburger Entscheidung im Yukos-Verfahren als 
politisch motiviert ein

Im Juli hat ein rechtliches Thema für besonderes Aufsehen gesorgt. Es geht um die Posi-
tion des russischen Verfassungsgerichts zur Umsetzung von Entscheidungen des Straß-
burger Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Russland und ihre mögliche 
Auswirkung auf das Investitionsklima im Land.

Umweltnormen im Bauen, analog zu 
DGNB, LEED und BREAM. Bei der engeren 
Auswahl der Vorbilder scheint RSABC 
zum DNGB-Katalog zu tendieren.

Im Juni 2015 trat der Vorstandsvor-
sitzende der RSABC, Alexander Remizov, 
auf dem Rubin Innovationsforum in Ber-
lin-Adlershof auf. Die Schwerpunkte des 
Forums lagen auf autonomen Energie-
versorgungsmodellen, Energieeffizienz 
in Gebäuden, optimierter Stromversor-
gung, energietechnischer Nutzung von 
Abfällen und innovativen Lösungen zur 
Abwasserreinigung.

Zur Auftragsakquise im Bereich grünes 
Bauen können spezialisierte Architekten 
und Projektentwickler ihre potenziellen 
russischen Auftraggeber immer noch am 
ehesten von den ökologischen Aspekten 
überzeugen, wenn nach Bauvollendung 
die Betriebskosten geringer sind als bei 
herkömmlichen Gebäuden. Ein gewich-

tiges Argument ist auch die Wertstei-
gerung der Immobilie, wenn diese mit 
einem grünen Zertifikat ausgestattet ist.

Umweltaspekte als
Wettbewerbsvorteil

Insbesondere bei steigendem Leerstand 
auf dem Immobilienmarkt in Krisenzeiten 
erweisen sich Umweltaspekte als Wett-
bewerbsvorteil. Private und gewerbliche 
Mieter oder Immobilienkäufer sind dann 
eher bereit, sich für dieses Objekt zu inte-
ressieren.

Eine Genehmigung des Vorhabens 
durch die Ämter in allen Teilaspekten zu 
erhalten, wird aber schwieriger für Archi-
tekten und Projektentwickler, wenn sie 
einen grünen Ansatz realisieren möch-
ten. Hier können verschiedene Aspekte 
das Vorhaben ausbremsen, wie die Praxis 
gezeigt hat. Dazu gehören entgegenge-
setzte Interessen der Energieanbieter, 

die natürliche Monopole darstellen und 
daher über wirtschaftlichen und poli-
tischen Einfluss verfügen, administrative 
und technische Barrieren, konservative 
und veraltete Normen, die den Einsatz 
von Energiespartechnik einfach nicht 
vorsehen oder mit ausländischen „grü-
nen“ Normen und Standards nicht kom-
patibel sind.

Zudem tragen sämtliche Natio-
nalnormen und -standards für grünes 
Bauen (SNIP und GOST) lediglich fakul-
tativen Charakter, sind somit nicht zwin-
gend anzuwenden. Darunter befinden 
sich entsprechende Zertifizierungen, die 
von der Union der Architekten zusam-
men mit dem Rat für grünes Bauen (HP 
SPZS) speziell für Russland ausgearbeitet 
wurden.

Ullrich Umann,
Germany Trade & Invest

widersprechen, wenn der Gesetzgeber 
(der diese Anfrage ja initiiert hat) das 
Verfassungsgericht mit entsprechenden 
Befugnissen ausstattete.

Korrektur zu erwarten

Es ist bemerkenswert, dass noch vor 
wenigen Jahren das Oberste Gericht 
der Russischen Föderation direkt auf 
die Notwendigkeit einer Anwendung 
der Rechtspositionen des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte durch 
russische Gerichte hingewiesen hat (Ent-
scheidung des Plenums des Obersten 
Gerichtes Nr. 5 „Über die Anwendung 
von allgemein anerkannten Grundsätzen 
und Normen des Völkerrechtes und völ-
kerrechtlichen Verträgen der Russischen 
Föderation durch die Gerichte ordent-
licher Gerichtsbarkeit“ vom 10. Oktober 
2003), indem es deren Verbindlichkeit für 
die Russische Föderation feststellte. Ver-
mutlich ist nunmehr auch eine Korrektur 
der Position des Obersten Gerichtes zu 
erwarten. Dann würden wohl nur noch 
die politisch „richtigen“ Positionen des 
Straßburger Gerichts in Russland berück-
sichtigt werden. 
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termine

(Fortsetzung von Seite 9)
Leider ist die genannte Entscheidung 

eher politisch als juristisch zu interpre-
tieren. Dem Verfassungsgericht wurde 
eine ihm wesensfremde Aufgabe gestellt, 
nämlich ein konkretes Problem bei der 
Umsetzung einer konkreten für die Rus-
sische Föderation politisch unbequemen 
Gerichtsentscheidung zu lösen. Die Vor-
gehensweise hat allerdings großen Ein-
fluss auf die Reputation der Russischen 
Föderation im Allgemeinen und auf die 
Stimmung ausländischer Investoren im 
Besonderen. Der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte ist eine wichtige 
Errungenschaft europäischer Rechtskul-
tur und ein Garant des effektiven Schut-
zes von Menschenrechten und Grund-
freiheiten. In einer solchen Situation 
wirken Aussagen russischer Politiker über 
die Möglichkeit eines Austritts aus der 
Europäischen Konvention für Menschen-
rechte zumindest kurzsichtig.

Grundlage der russischen 
Verfassung

Viele Entscheidungen des Straßbur-
ger Gerichts dienten als Grundlage für 
die Entwicklung demokratischer Insti-
tutionen in den europäischen Staaten. 
Außerdem bildeten sie eine wichtige 
Grundlage der russischen Verfassung von 
1993. So lassen sich unter anderem das 
Recht auf Leben, das Folterverbot, die 
Rechte auf faire Gerichtsverhandlung, 
auf Redefreiheit, auf Religionsfreiheit, 
das Diskriminierungsverbot etc. auch 
auf die Europäische Menschenrechts-
konvention zurückführen. Ein Verzicht 
auf weitere Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte würde in dieser Situation den 
Verzicht auf eigene Verfassungstradition 
bedeuten. Diese Werte der Verfassung 
können von den in der Konvention nie-
dergelegten gesamteuropäischen Wer-
ten, Rechten und Freiheiten nicht ohne 
Schaden getrennt werden.

Die nahe Zukunft wird zeigen, inwie-
weit die neue Position des Verfassungs-
gerichtes die Entwicklung des Rechtssy-
stems Russlands und die Investitionsat-
traktivität des russischen Markts beein-
flusst. Es bleibt abzuwarten, in welchem 
Umfang Entscheidungen des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
in Ungnade fallen werden. Eine generelle 
Überprüfung der Entscheidungen aus 
Straßburg vor dem nationalen Verfas-
sungsgericht gibt es in keinem anderen 
europäischen Staat; sie würde vermutlich 
zu einem ernsten Konflikt mit dem Euro-
parat führen.

Alexander Bezborodov, LL.M., Partner
BEITEN BURKHARDT Moskau

Kontakt:
BEITEN BURKHARDT Moskau
Turchaninov Per. 6/2, 119034 Moskau
Tel.: +7 495 2329635; Fax: +7 495 2329633
Alexander.Bezborodov@bblaw.com
www.beitenburkhardt.com

Egon Bahr ist tot

Der SPD-Politiker 
Egon Bahr ist ver-
gangene Woche 
im Alter von 93 
Jahren gestorben. 
Bahr war einer der 
Wegbereiter der 
deutschen Entspan-
nungspolitik unter 
Bundeskanzler Willy 

Brandt. Er gilt als „Architekt der Ostver-
träge“. In seiner Funktion als Bevollmäch-
tigter der Bundesregierung wirkte Bahr 
in den 1970er-Jahren als Unterhändler in 
Moskau und Ost-Berlin maßgeblich am 
Moskauer Vertrag, am Warschauer Ver-
trag sowie am Grundlagenvertrag mit. 
Er wirkte unter anderem als Staatssekre-
tär im Bundeskanzleramt. 1972 wurde er 
Bundesminister für besondere Aufgaben. 
Nach dem Rücktritt Brandts im Jahr 1974 
wurde Bahr unter Nachfolger Helmut 
Schmidt (SPD) Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit.
Erst Ende Juli war Bahr noch in Moskau 
und hatte sich dort zusammen mit dem 
Ex-Sowjetpräsidenten  Michail   Gorbat-
schow für ein  Ende  der  Entfremdung 
zwischen Deutschland und Russland in 
der Ukraine-Krise ausgesprochen. 

26. August, Moskau
Business Breakfast: Ist Ihr IT-System auf die 
Änderungen zum Datenschutzgesetz 
F3-152 vorbereitet?
SCHNEIDER GROUP, Moskau
Tel.: +7 495 956 5557
events@schneider-group.com

4. September, Hamburg
Russlandfrühstück: Export von
Handwerksleistungen nach Russland
Deutsch-Russischer Wirtschaftsbund e. V., 
Hamburg, Frau Cherashneva
Tel.: +49 40 669090674
veranstaltungen@druw.de

6.–12. September, Chabarowsk
BMWi-Managerfortbildungsprogramm: Fit 
für das Russlandgeschäft
GIZ GmbH, Bonn, Andrea Éles
Tel.: +49 228 4460-1598
andrea.eles@giz.de

10. September, Düsseldorf
DRW-Clubabend
Deutsch-Russischer Wirtschaftsclub e. V., 
Düsseldorf, Luzie Cames-Komov
Tel.: +49 211 15979794
info@drw-dus.de

16. September, Moskau
WCR-Businessfrühstück: „Speicherung von 
persönlichen Daten“
Beiten Burkhardt, Wirtschaftsclub
Russland e. V. , Moskau
office@wirtschaftsclubrussland.org

20. – 25. September, St. Petersburg
XIII. Internationale Messe NEVA 2015 – 
Messe und Konferenz für Zivilschiffsbau, 
Schifffahrt, Hafenaktivitäten,
Ozeanerschließung
TRANSTEC, St. Petersburg
Tel.: +7 812 321 2676
ttn@peterlink.ru

22. September, Bremen
Ländernetzwerk Russland – Geschäfte 
optimieren in schwierigen Zeiten
AHK Russland, Handelskammer Bremen, 
Annabelle Gironde
Tel.: +40 421 3637 237
international@handelskammer-bremen.de


